Vermerk frihzeitige Behdrdenbeteiligung 'F 93" und "FNP A 58"

Aktz.: 6126 Fi93 + 612002 A 58

Anderung Nr. 58 des Flichennutzungsplanes vom 24.052000 im Bereich des
Bebauungsplanes "Neues Wohnquartier Sertoriusring (F 93)"
sowie

Bebauungsplan Entwurt "Neues Wohnguartier Sertoriusring (F 93) "
I. Vermerk

iiber die frithzertige Behordenbeteilicung gemili § 4 Abs. 1 BauGB

A) Formalien
Dauer des Beteilipungsverfahrens: 11.10.2018 - 30.10.2018
Anzahl der beteiligten TOB: 36 Anzahl der Antworten von TOB: 24
Vorkoordinierungstermin mit den Fachimtem der Stadt und TOB: 30.11.2018

Folgende Triger offentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht beriihrt sind
bzw. keine Stellungnahme erfordetlich ist:

10-Hauptamt, Frauenbiiro

20-Amt fiir Finanzen, Beteiligungen und Sport, Abteilung Spott
60-Bauamt, Abt. Denkmalpflege

61-Stadtplanungsamt, Abt. StraBenbetrieb

80-Amt fiir Wirtschaft und Liegenschaften
Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe

Polizeiprasidium Mainz

SGD Siid, Obere Landesplanungsbehdrde

Stadt Ingelheim

Vodafone Kabel Deutschland

B) Anregungen aus dem Anhérverfahren

1. 12-Am fiir Stadrentwicklung, Statistik und Wahlen
- Schreiben vom 29.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung

e  keine
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Vermerk frithzeitige Behdéirdenbeteitigung "F 93" und “FNP 4 58"

Sonstige Anregungen

® KEs werde vorgeschlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes "F 93" aie
Zulissigkeit von Einzelhandelsbetrieben auszuschlieBen. Das gesamte
Wohngebiet sei ausreichend mit Einzelhandelsbetrieben versorgt.

Stellungnahme

Nach dem  worliegenden  stadtebanlichen Konzept ist fiir den Geltsungsbereich bisher eine
Wobnnutzang  vorgesehen.  Eine  Einzelbandelsansiedlung  ist  wicht  geplant. Um  eine
Beeintrichtiging bestebender Nabversorgungsstandorte Su vermeiden wird im weiteren Verfabren
die Ansiedlung zusitzlicher Eingelbandelsbetriche im "F 93" ausgeschlossen.

2 . 37-Feuerwehe
- Schreiben vorn 19.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
®  keine
Sonstige Anregungen
e Zur Loschwasserentnahme aus dem 6ffentlichen Wasserversorgungsnetz seien

entsprechende Hydranten einzurichten.

® Sofern der zweite Rettungsweg uber die Feuerwehr gesichert werden soll, seien
austeichend Flichen fiir die Feuerwehr vorzusehen.

¢ Die Entfernung der Gebdude von der nichstméglichen Verkehrsfliche diirfe
hochstens 50 m betragen und miisse iiber ausreichend befestigte Wege fithren.

Abwigungsergebnis

Der Geltungshereich befindet sich unmiitelbar an einer besichenden gffentlichen Verkibrsflache, in
der auch Lischwasserhydranten vorbanden sind. Fiir die migliche Bebauung im riickwirtigen
Grundstiickster! ist die Loschwasserversorgung auf dem privaten Grandstiick sichergustellen, da in
diesem Bereich keine offentlichen ErschiiefSungsflichen vorgeseben sind.

Der Nachweis von Flichen fiir die Fewerwehr sur Bervilstellung des 2. Rettungsweges anf dem
privaten Grundstiick ist im Rabmen des Baugenehmiigungiverfabrens von Sedten der Bauberren
nachsuweisen. Grundsitzlich gilt, dass der 2. Reftungsweg basnseits gu gewdhrleisten ist. Ein
Nachweis im Rabmen des Banleitplanverfabrens ist daber nicht esforderlich. Eine Zauwegung zim
Grundstiick ist #iber das dffentliche S traflennets, gesicher?.

3. Dezernat fiir Soziales, Kinder, Jugend Schule und Gesundhert
- Schreiben vom 29.10.2018 sowie Auflernngen im Rabmen des Scoping-Termins-

Auflerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung

e keine
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Vermerk friihzeitige Behérdenbeteiligung “F 93“ und "FNP A 58"

Sonstige Anregungen

e Im Rahmen der Schaffung von Baurecht ist der Stadtratsbeschluss zur
Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung umzusetzen. Hierin sel u.a. ein
Anteil von 25 % sozial geforderter Wohnungen vorzusehen. .

e Im Gelungsbereich sei derzeit noch von einem optonalen Kita-Standort
auszugehen, der bei der weiteren Planung erméglicht werden soll.

¢ Ls werde gepnift, ob im Geltungsbereich ein Angebot von ptivaten
Spielflichen erfordetlich werde.

Stellungnahme

Dem  Grundstiickseigentiimer] Vorbabentrdger wird noch wor _Aunfstellungsbeschinss  eine
entiprechende  Verpflichtungserklirung  vorgelegt, worin er sich  verpflichtet an  der
Partnerschafilichen Baulandbereitstellung mitzuwirken. Hierin enthalten ist auch die Berettschaft
sur Schaffung sozial geforderter Wobnungen in einem Unmifang von 25 Yo der nen entstehenden
Wobneinbeiten, Eine Vorlage des Aunfstellungsbeschinsses im Stadtrat erfolgt erst, wenn eine
solche Mitwirkungsbereitschaft bestebt.

4. 60-Bauamt, Abt. Vermessung und Geoinformation
- Schreiben vom 17.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
o keine
Sonstige Anregungen

e  Flr das Plangebiet komme die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung zum
Tragen. Ob hierbei ein Infrastrukturbeitrag zu leisten sei, konne zum jetzigen
Zeitpunkt noch nicht bestimmt werden.

Stellungnahme

Mit dem Vorhabentriger wird seifens des Bawamtes, Abt. Bodenmanagement nnd
Geoinformation eine Vereinbarung sur grundsiiglichen Mitwirkung an der Partnerschaftlichen
Banlandbereitstellung erarbeiter und bis gum Aufstellungsbeschluss untersezchnet. Entsprechende
Abstimmungen erfolgen im Nachgang zum Scopinglermin.

5. 67-Griin- und Umweltamt
- Schreiben vorm 31.10.2018 -

Immissionsschutz _

e Fir den Bebauungsplanentwurf existiere bereits ein erster Vorabzug eines
Schallgutachtens. Dieses werde im weiteren Verfahren an die Planinhalte
angepasst und abgestimmt. Auf dieser Basis seien schalitechnische
Festsetzungen zu eratbeiten, um den notwendigen Schallschutz fir die
Wohnbebauung zu gewihrleisten.
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Vermerk frithzeitige Behtirdenbeleiligung “F 93 und "FNP A 58"

Srellungnahme

Das  worliegende  Schallgutachten wurde durch den  Vorbabentriger beaufiragt, wm  die
grundsirzliche Machbarkeit einer Wobnbebaunng anf dieser Fliche su priifen. Das Gutachien
wird im weiteren Verfabren angepasst und die sich hierans ergebenden notwendigen Mafnabmen
im Bebauungsplan festgeserzt.

Landschaftspflege, Natutschutz, Artenschutz - . :
e  Fir das Bauleitplanverfahren seien folgende Gutachten erforderlich:

0 Baumgutachten

o Artenschutzpriifung

¢ Umweltbericht

e Das im Rahmen des benachbarten Bebauungsplanes "F 91" erstellte
Artenschutzgutachten umfasse zwar auch den aktuellen Geltungsbereich,
aufgrund der Untersuchungstiefe und dem Alter der Ergebnisse seien diese
jedoch zu iiberpriifen und zu verfizieren.

e Die vorhandenen Griinflichen nérdlich und &stlich des Geltungsbereiches
diirfen durch die Vorhaben im Gelmngsbereich nicht beeintrichtigt werden.
Dies sei durch entsprechende Mafnahmen sicherzustellen.

o Die im Westen angrenzende im "F 91" festgesetzte Anpflanzfliche mit
Baumteihe entlang des Sertoriusrings solle auch im "F 93" weitergefithrt
werden. Bestehende Geholzstrukiuren kénnten ethalten und intégtiert werden.

¢ Die vorhandene Baumreihe innerhalb der Stellplitze im StraBenraum
"Sertorfusring” ist zu ethalten. Notwendige Grundstiickszufahrten sind auf den
Erhalt der Baume abzustimmen. Es sei zu prifen, ob eine Einbeziehung der
angrenzenden Verkehrsfliche in den "F 93" sinnvoll se.

e Der Geltungsbereich liege im Bereich der Ka].kﬂugsandgebiete. Vorhandene
Kalkflugsande seien bei BegrinungsmaBnahmen und Bepflanzungen
wiederzuverwenden.

Stellungnahme

Die notwendigen Gutachten werden int Rabmen des Banleitplanverfabrens erarbeitet. Seitens des
Vorbabentrigers wurde die Bereitschaft sur Ubernabme der bierfiir notwendigen Kosten
signalisiers. Die jeweilige Anfpabenstellung mit dem Griin- und Umweltamt der Stad: Mains;
abgestimml.

Die Ergebnisse der Gutachten aus dem benachbarten Bebauungsplan "F 97" werden hierbei 3u
Grunde gelegt wnd durch ergdnsende Untersuchungen aktualisiert,

Eine Einbesgebung des Sertorinsrings in den Geltungsbereich ist zum Erbalt der Baumstandorte
nicht erforderlich. Es bandelt sich bereits um eine dffentliche Verkebrsfliche. Die innere
Alufteilung der Verkehrsflichen ist kein Regelungsgegenstand der Bauleitplanung. Von einer
Einbeziehung des Strafenraumes ur Sicherung der Baumstandorte wird daber abgesehen.

In den Bebauungsplan wird su gegebener Zeil ein Himweis aufgenommen, dass vorhandene
Kalkflugsande wieder sa verwenden sind. '

Altlasten und Bodenschutz

¢ Im Plangebiet seien keine Altastenverdichtigen Verunreinigungen bekannt.
Die gesamte Fliche wurde 1974 mit Erdaushub aufgefiillt. Zum Ausschluss,
dass .hierbei Bodenverunreinipungen eingebracht wurden, werde eine
Baugrunduntersuchung empfohlen.
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Vermerk frithzeitige Behtirdenbeteiligung “F 93" und "FNP A 58"

Stellungnahme

Im Rabmen des Bebanungsplanverfabrens wird eine entsprechende Unfersuchung erarbeiter. 1Vor

Beauftragung erfolst ein Abstimmungsgesprich des notwendigen Untersuchungsumfangs mit dem

betroffenen Fachamt,

Radonvorsorge

¢  Durch die Schatfung von Baurecht fiir Wohnbebauung werde eme gegeniiber
der Vornutzung empfindlichere Nutzung ermoéglicht. Im weiteren Verfahren
werde daher eine Radonuntersuchung erfordetlich, die seitens des Landesamtes
fiir Geologie und Bergbau gefordert werde.

Stellungnahme

Im Rabmen des weiteren Bawleitplanverfabrens werden entsprechende Radon-Unfersuchungen
angestell!.

Wasserwirtschaft - Versickerung

e  Grundsitzlich sei das anfallende Niederschlagswasser vor Ort zu versickern.
Der Anteil befestigter Flichen sei auf ein Minimum zu beschriinken. _

e Die Versickerungsfihigkeit des Untergrundes kénne als gilinstig eingestuft

' werden. Es liege bereits eine entwisserungstechnische Voruntersuchung im
Zuge des Bebauungsplanverfahrens "F 91" vor. Diese se1 der aktuellen Planung,
anzupasserl.

*  Fiir die angestrebte Planung sei ein Enﬁvﬁssemngskonzept zu erstellen.

Stellungnahme

Es ist angestrebt, das anfallende Niederschiagswasser innerbalb des Plangebietes o versickern, Im
Zuge des weiteren Planverfabrens wird eine entsprechende gutachierliche Einschitsung hiersu
erfolgen. Die Ergebnisse der Untersuchung ans dem benachbarten "F 91" werden bierbei als Basis
hberangesogen. Dariiber hinaus wird der Vorbabentrdger anfgefordert ein Entwisserungskongept
Jiir das private Baunorbaben s erstellen, um die Grundsdtzliche Machbarkeit der angestrebten
Versickernng sn priifen.

Stadtdkologie, Klimaschutz, Klimawandel und Energie

e Aufgrund der Grofle des Bauvorhabens sei ein Energiekonzept zu erstellen.
Als Grundiage hierfiir werde dem Investor das Metkblatt mit den
Anforderungen an Energiekonzepte ibermittelt.

Stellungnahme

Im weiteren VVerfabren wird durch den” Vorhabentriger ein Energiekonzept crmﬁeil-‘ef, das mit
der Stadt Mains abgestimmt wird.

Griin- und Freiraumplanung
o Die Sicherung des etablierten Grinbestandes auf den benachbarten
Grunflachen sei im weiteren Verfahren nachzuweisen.

¢ Eine offentlich nutzbare FuBwegeverbindung durch das neue Quartier sel
sinnvoll und im weiteren Verfahren abzustimmen.
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Vermerk frithzeitige Behérdenbeteiligung *F 93" und "FNP A 587

Stellungnahme

I Rabmen der Erstellung des Unnweltberichtes wird im weiteren Verfabren gepriift, welche
Auswirkungen die Festseizungen des Bebaunngsplanes auf die bestehende Griinsubstang auf den
umliegenden Geriinflachen hat und ggf. Mafnabmen zur VVermeidung von Beeintrichtignngen

Letroffen.

Aufgrund der geringen Grofe des Geltungsbereiches erscheint eine dffentliche Durchwegnng des
Qhnartiers nicht zawingend erforderlich. Eine Verbindung kann nur swischen dem Sertoriusring im
Siiden wnd dems Fuftweg auf der Wallanlage entlang der Antobabn im Norden hergestellt werden.
Eine solche Verbindung besteht allerdings anf der unmittelbar dstlich anschlieflenden Griinfliche.
Ein darither hinausgehender Mebrwert fiir die Offentlichkeit ergibt sich durch eine weitere
Verbindung nicht. Auf die Festsetqung einer zusdtzlichen offentlichen Durchwegnng wird daber
verzichiet.

Sonstige Anregungen

e keine

6. 70-Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz
- Email vosn 16.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
e keine
Sonstige Anregungen

¢  Die Entsorgung sei grundsitzlich gewihrleistet, da sich das Plangebiet in einem
bereits bebauten Wohngebiet befinde, welches bereits an die Abfallsammlung
angeschlossen ist.

¢ Da im Bebauungsplan keine Miilltonnenstandplitze festgesetzt seien, werde
auf die Standardanforderungen des Entsorgungsbetriebes der Stadt Mainz
hingewiesen.

¢ Die Standplitze der Mullgefile seien nicht mehr als 15 Meter von der Strafle
entfernt einzurichten. Die Anfahrt mit einem Dreiachser-Millfahrzeug miisse
fahrtechmsch moglich sein.

®* Grundsitzlich seien die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von
Abfallbehiltnissen und der Ausgestaltung, sowie der Andienbarkeit der
MillgefiBstandplitze gemdl der §§12 ff der Satzung iiber die Vermeidung,
Verwerung und sonstige Entsorgung von Abfillen in der Stadt Mainz
(Abfallsatzung) zu beachten.

e Die von der Mullabfuhr befahrenen StraBen miissen eine ausreichende Breite
bzw. Tragfahigkeit aufweisen.

e Sofern bei dem Neubaugebiet eine Privarstrae vorgesehen werde, seien
besondere Bedingungen zu beachten.
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- Vermerk frihzeitige Behdrdenbeteiligung "F93° und "FNP A 58"

Stellungnahme

Die Erichliefiung des Plangebietes erfolgt iiber die bereits bestehende 1erkebrsfliche des
Sertoriusrings. Die  vorbandenen Grundstiicke sind  bereits  hewte  vollstindig an  die
Abfallentsorgung angebunden.

Die Standpliitze fiir Abfallpefifie sind nicht Gegenstand des Banleitplanverfabrens und werden im
Rahmen des  spitersn  Bangenehmigungsverfabrons festgelegt. Eine Privatstraffe ist im
Gelinngsbereich bisher nicht worgesehen. Von der Aufuabme entsprechender Regelungen wird
daber abgeseben.

7. Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr
- Email wom 17.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
e Lkeine
Sonstige Anregungen

¢ Durch das Vorthaben wiirden militirische Belange beriihrt. Das Plangebiet
befinde sich im Zustindigkeitsbeteich des US Flugplatzes Wiesbaden-
Erbenheim. Zur Beurteilung ob eine Beeintrichtigung der militirischen
Interessen vorliege, seien Angaben zur maximalen BauhShe der geplanten
Gebiude etfordetlich. Um eine erneute Betelligung iim weiteren Verfahren
werde gebeten.

Stellungnahme
Zum dergeitigen P/aﬂﬁﬂgl‘fta;ﬂd sind noch keine uwerldssigen Aussagen liber die miglichen
Gebéndebiben zu treffen. Im weiteren Verfabren erfolgt eine Konkretisierang in Form einer
entsprechenden Festserzung. Im Rabmen der Beteiligung der Bebirden wund sonstigen Trdger

dffentlicher Belange wird das BAIUDBw erneut beteiligt und sur Abgabe einer Stellungnabme
anfpefordert.

8. Bundesnetzagentur
- Schrezben vom 14.711.2018 -
AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
¢ keine
Sonstige Anregungen
* Es werde empfohlen die Bundesnetzagentur bei Planungen mit einer Hohe

von mehr als 20 m zu beteiligen. Die Unterlagen seien dann in digitaler Form
hereitzustellen.
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Vermerk friihzeitige Behtirdenbeteiligung "F 92" und "FNP A 58"

Stellungnabhme

Der Himweis wird sur Kenntnis genommen. Imn Plangebiet sind keine Gebdyde mif einer Hébe
von mebr als 20 m vorgesehen. Fiir die Banleitplanung ergeben sich daber keine besonderen
Anforderungen.

9. Landesamt: fiir Geologie und Bergbau
- Schreiben vom 26.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung

Bergbau/Altbergbau
® Im Bereich des Bebauungsplanes sei kein Altbergbau dokumentiert und es
erfolge kein aktueller Bergbau.

Stellungnahme
Der Himweis wird sur Kenntuis genonimen.

Boden und Baugrund

o Aufgrund der geologischen Gegebenheiten werden objektbezogene

- Baugrunduntersuchungen empfohlen.

e Bei Eingriffen in den Baugrund seien grundsitzlich die einschligigen
Regelwerke zu berticksichtigen.

e Sofern es nicht zu Uberschneidungen von externen landespflegerischen
Kompensationsmalnahmen mit ausgewiesenen Rohstoffsicherungsflichen
kommt, bestiinden gegen das Vorhaben keine Einwinde.

Stellungnahme

Die Hinweise werden siur Kenntnis genommen. Ein Bangrundgutachten wurde bereits im Vorgriff
des Banleitplanverfabrens durch den Vorbabentriger erstellt. Dieses Gutachten nimmi am
weiteren Bantertplanverfabren teil.

Eine Ermittlung ob externe Ausgleichsflichen erforderlich werden kann sum  jetsigen
Planungsstand noch nicht erfolgen. Insofern ist noch nicht absebbar, ob diese stberbanpt erforderlich
werden, und ob sich hieraus Uberlagerungen mit Robstoffsichernngsfliichen ergeben.

Radonprognose

e Das Plangebiet liege innerhalb eines Bereiches, in dem erhohtes
Radonpotenzial ermittelt wurde. Es werden vertiefende Radonmessungen in
Form von Langzeitmessungen empfohlen. '

‘Stellungnahme

Im Rabmen des weiteren ,Baﬁ/ez'qﬂmweg‘é:bmn; werden entsprechende Radon-Unftersuchungen
angestellt.

Sonstige Anregungen

® Leine
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Vermerk frlihzeitige Behdrdenbeteiligung "F 93" und "FNPA 58"

10. Landesbetrieb Mobilitit, Autobahnamt Montabaur
- Schrethen vom 26.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
*  keine
Sonstige Anregungen

¢ Die Stellungnahme des Autobahnamtes ergeht gemeinsam mit dem LBM
Koblenz. Auf diese noch eingehende Stellungnahme wird daher verwiesen.

Stellungnahme

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Fiir die Stellungnabme des LBM Kobleng wurde cine
Fristverlingerung gewdhrt.

11, Landesbetrieh Mobilitit Koblenz
- Schreiben vorn 15.11.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung

® Gegen die vorgenommene schalltechnische Beurteilung bestiinden keine
Bedenken.

e Die Stadt Mainz habe mit der Bauleitplanung sicherzustellen, dass der
StraBenbaulasttriger der Autobahn bei kiinftigen Anderungen nur insoweit
LirmschutzmalBnahmen zu betreiben habe, als diese iiber das hinausgehen, was
die Stadt im Zusammenhang mit der Bauleitplanung bereits hitte regeln
miissen.

¢ Durch geeignete SchallschutzmaBnahmen sei seitens der Stadt Mainz
sicherzustellen, dass den Erfordernissen des § 1 Abs. 6 Nt. 11. V. m. § 9 Abs. 1
Nr. 24 BauGB zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwitkungen in
ausreichendem Maf3 Rechnung getragen werde.

Stellungnahme

Der Hinwets wird sur Kenninis genommen.

Durch die 7u treffenden Schallschutgfestsetungen im Bebaunngsplan wird sichergestellt, dass
sowohl in der Bestandssituation als auch im Falle des angestrebten Ausbaus der BAB 60 mit der
bisher vorgesehenen Larmschutwand gesunde Wobn- und Arbeitsverbaltnisse im Geltungsbereich
vorliegen. Bei der aktuell vorliegenden Planung sum Ausbau der BAB 60 wird von dem Status
gno und einer unempfindlichen Sportnutzung auf dem Gelinde des "F 93" ansgegangen.

Durch den Strafenbanlasttriger sind dann keine weiteren Larmschutzmafinabmen s treffen, die
aus der newen Nutzung im "I 93" resultieren. Die diesbeziiplichen Anforderungen werden
urifassend im Rabmen des Banleitplanverfabrens untersucht und gelost.

Sonstige Anregungen

e Eine AbschlieBende Steflungnahme erfolge im Rahmen des Anhérverfahrens
nach § 4 Abs. 2 BauGB im weiteren Verfahren.
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Vermerk frithzeitige Behéirdenbeleiligung "F 93" und "FNP A 58"

e Im Bereich des neu geplanten Wohnquartiers "F 93" verlaufe die LWL
Kabelschutzrohranlage. Sofern in diesem Bereich Tiefbauarbeiten anstehen, sei
die Kabelschutzrohranlage zu sichern. Die Lage der Anlage werde anhand von
mitgelieferten Plinen dargestellt. .

Stellungnahme

Der Landesbetriet Mobilitit wird im wetteren Verfahren erneut beteiligr. Eine Stellungnabme ini
Rabmen des nachfolgenden Beteiligungsverfabrens ist dann auf Basis des weiterentwickelten
"F 93" miglich.

Die besichende Kabelschutsrobraniage ist auf den iibermittelten Lageplinen innerbalp der Parselle
des bestehenden Larmschurgwalls eimgetragen. Es handelt sich bierbei um eine dffentlivhe Pargelle,
die sich anufferhalh des Geltungsbereiches "V 93" befindet. Zudem besteht ein Abstand sur
privaten Grundstiksgrenze von mebr als 10 m. Mit einer Beeintrichtigung der vorbandenen
Kabelschutzrobranlage durch Bantitigkeiten im Geltungsbereich ist daber nicht u rechnen.

12. SGD Siid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz
- Schreiben wom 25.10.2018 -

AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung

Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung

*  Der Planbereich befinde sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet.

* FPir eine evtl etforderliche Grundwasserhaltung wihrend der Bauphase sei
eine wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen.

* Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser zur Brauchwassernutzung
vorgesehen sei, sollten Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen werden.

e FEin Anschluss an die 6ffentliche Trinkwasserversorgung sei grundsitzlich
moglich.

®* Bel der Nutzung von Erdwirme sei ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren
bei der Unteten Wasserbehorde durchzufihren.

Stellungnahme

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Fiir die Bauleitplanung ergibt sich hicraus kein
besonderer Regelungsbedarf. Auf die Aufnabme eines Hinweises gu Brauchwasseranlagen wird
vorerst verichiet, da dereit nicht vorgesehen ist eine solche Anlage s betretben. Sofern im weitern
Baulettplanverfabren andere Nutgungskonzepte angestrebt werden, die eine Branchwassernutsang
i Inbalt haben, werden entsprechende Hinweise in dem Bebauungsplanentwaryf ergansy.

Ob im Plangebiet eine Nutzung von Geothermie erfolgt ist im Rabmen des Bauleitplanverfabrens
nicht stewerbar. Der Himweis wird gur Kenntnis genommien wund dem  Vorbabentriger
weilergeleitet.

Abwasserbeseitigung

¢ Das anfallende Niederschlagswasser solle vor Ott tiber die belebte Bodenzone
versickert werden.

¢  Fir eine gezielte Versickerung sei eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich.

® Bei gezielter Versickerung mittels Rigolen oder Sickerschichten sei emn
Abstand von mindestens einem Meter zwischen der Sohle der
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Vermerk friihzeitige Behdrdenbeteiligung "F 93" und "FNP A 58"

Versickerungsanlage und dem mittleren hochsten Grundwasserstand
einzuhalten.

Stellungnahme

Die Hinweise werden sur Kenntnis genommen. Im Rabnien des Bebauungsplanverfabrens wird die
- grundsdtsfiche Maglichkest der Niederschlagswasserversickerung geprisfi. Im Gelfungsberesch sind

ketne dffentlichen Flachen worgeseben. Die Versickernng des anfallenden Niederschlagswassers anf

den  Privatgrundstiicken ist im Rabmen des  nachgeordneten  Banugenehniigungsverfabrens

nachzpweisen.

Fiir die Banleitplanang ergibt sich &ein besonderer Regelungsbedary.

Auf die Aufnabme von Himpetsen fiir die Errichinng von gezielten Versickernngsanlagen wird

versichter, da der Bebauungsplan die Ervichinng solcher Anlagen nicht vorgibi und es sich nm

einen allgemeingiiltigen Hinweis handelt, der nicht Bangebietsspesafisch ist.

Bodenschurz

e Der Geltungsbereich sei nicht als bodenschutzrechtlich relevante Fliche
erfasst. Dennoch kénnten im Untergrund schidliche Bodenverinderungen
vorliegen. Sofern hierzu Informationen bei der Stadt Mainz vorliegen, werde
um entsprechende Mitteillung gebeten.

e Beziiglich der Tennisplitze sei nicht bekannt, aus welchem Material sich der
Bodenbelag zusammensetzt. Es sei zu kliren, dass nicht die Marsberger
Kupferschlacke (Kieselrot) verwendet wurde, welche dioxinbelastet ist.

e Wegen der Schaffung von Baurecht fiir eine sensiblere Nutzung seien
vertiefende Untersuchungen zur Sicherstellung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse durchzufithren.

Stellungnahme

Der Himweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rabmen des weiteren Bawleitplanverfabrens
werden Untersuchungen sum Ausschluss von Bodenbelastungen angestell.

Sonstige Anregungen
# keine
13. Mainzer Netze GmbH
- Email vore 30.10.2018 sowre A}/ﬁemngm im Rabmen des Scoping-Termins-
AuBerungen zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung
® |keine
Sonstige Anregungen
o Im westlichen Randbereich befindet sich eine Wasserleiting DN 150 der
Mainzer Netze die weiterhin  aufrechterhalten werden muss. Eine
entsprechende Dienstbarkeit ist in Grundbuch eingetragen.

e Im weiteren Verfahren ist die Planung zu konkretisieren, um auftretende
Fragen zur Versorgung des Vorhabens zu kliren.
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Vermerk frilhzeitige Behdrdenbeteiligung "F 93" und “FNP A 58°

e Im weiteren Verfahren werde gepriift, ob zur Deckung des notwendigen
Strombedarfs ein Standort flir eine Trafostation erforderlich wird.

e Im Rahmen der Planung der privaten Stellplitze sollten Angebote fiir
Elektromobilitit beriicksichtigt werden. Hieraus konne sich ein erhohter
Bedarf an Elektroinfrastruktur ergeben.

Stellungnahme

Nach Auskaunft der Mainser Netge im Rabmen des Koordinierungstermins am 30.11.2018
kann die worbandene Leitung mit veriretbarem Aufwand in den Randbereich des Grundstiicks
verlegt werden. Der Vorbabentriger hal sich beretterkelirt die Kosten fiir die Verlegung der
Lettung <y dibernebmen. Bei der Erstellung des spateren Bebauungsplaneniwurfes wird die
vorhandene Leitung gur Information in den Bebauungsplan aufgenommen und als bestebende
Leitung dargestelll. :

Eine Beriicksichtigung von Flichen fiir die Energieversorgung erfolgt erst, wenn seifens des
L ersorpungstregers ein konkreter Bedarf angemeldet wird. Eine Flichenbevorratung fiir ungewisse
Bedarfe erfolgt nicht,

14, Wirtschaftsbetrieb Mainz
- Schrethen vom 30.10.2018 -

AuBerungen zn Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung

o  Das anfallende Niederschlagswasser ist nach Moglichkeit auf dem Grundsnick
zu versickern. Nach der Versickerungspotenzialkarte der Stadt Mainz ist im
Plangebiet mit einer guten bis mittleren Wasserdurchlissigkeit des Bodens zu
rechnen. Zur Verifizierung dieser Bodeneigenschaften sollte ein
Versickerungsgutachten erstellt werden.

e  Das anfallende Schmutzwasser kann der Kanalisation zugefiihrt werden.

e Sollte eine Versickerung nicht méglich sein, kann eine gedrosselte Ableitung
des Niederschlagswassers in die Kanalisation erfolgen.

e Fiir das konkrete Bauvorhaben ist ein Entwisserungskonzept zu erarbeiten
und mit dem Wirtschaftsbetrieb Mainz und dem 67-Griin- und Umweltamt
abzusdmtnen.

Sonstige Anregungen
¢ keine
‘ Stellungnahme

Im Rabmen des Bauleitplanerfabrens erfolgt eine gutachterfiche Untersuchung sur Bestimmiung
der Versickerungsfiibigkeit des -Untergrundes. Daritber hinans wird der Vorbabenirdger
aufpefordert ein Entwisserungskonsgpt su erarbeiten, welches darin ebenfalls in dar lafende
Banleitplanverfabren eingespeist werden fann.

Der Hinweis zum Anschiuss des Schmutsawassers an die Kanalisation sowie ur gedrosselten
Ableiting von Niederschlagswasser wird gur Kenntnis genommien.
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Vermerk friihzeitige Behdrdenbeteiligung "F 93" und "FNP A 58"

Mainz, 21.11.2018

P AP

toh

I.  Dem Amt 67, Umweltkoordination z. I{. und z. w. V. hinsichtlich der Umweltpriifung
III.  Nach Fortschreibung der Verfahrensdaten durch 61.2.0.1 z. d. 1(d. A.
IV, Den tangierten Fachimtern (Amt 12, 37, 50.03, 60.04, 70, Wirtschaftsbetreb) z. K.

Mainz, 21.11.2018
61-Stadtplanungsamt '
in Vertretung

obach
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Stadtverwaltung Mainz | Amt 37 | Postfach 3820 | 55028 Mainz Feuerwehr Mainz
Herr Kraus -
Stadtverwal‘tung Mainz Vorbeugender Brandschutz

61 - Stadtplanungsam 81 - Stadtplanungsamt

Postfach 3820
55028 Mainz
Feuerwache 2

Eingang: 25. Ukt_ 2[]13 Kaiser-Karl-Ring 38

Tel 061 31-124551
Pntw,Dez. | 2.GAM.A | Wd. [ R Fax0 61 31-12 45 02
Abt.: 0 4 1 _|-Z 3 A rainer.kraus@stadt.mainz.de
sG |oJ112f3|4|5]|617]18}9 www.mainz.de
se |ol1]213]ais]el7i8]d

Mainz, 19.10.2018

Ihr Zeichen: 61 26 Fi93 und 61 20 02- A 58 Unser Zeichen: 3741.01/18-274

Vorhaben: Bebauungsplan — Entwurf Neues Wohnquartier Sertoriusting (F 93}

Sehr geehrte Damen und Hetren,

entsprechend der Beteiligung als Triger 6ffentlicher Belange gemal} § 4 Abs. 2 BauGB nehmen wir
zu o.g. Bebauungsplanverfahren wie folgt Stellung:

Loschwasserversorgung

1.

Zur Léschwasserentnahme aus der abhingigen Loschwasserversorgung sind entsprechende
Loschwasserentnahmestellen (Hydranten)} von mindestens 1600 1/min (96 m?/h) in einet
Entfernung von hochstens 160 m (Schlauchverlegelinge) zu jedem Gebidude einzurichten.
Die Loschwasserentnahmestellen sind so anzuordnen, dass sie jederzeit fiir die Feuerwehr
zuginglich sind.

Der Abstand zwischen den Hydranten darf nicht mehr als 120 m betragen.

Die Standorte der Hydranten sind mit der Feuerwehr abzustimmen

- [ IV P

Hinweis: %' B ’; 2 S & m“ﬁ /(

” ?
Die Loschwasserversorgung durch die Mainzer Netze e-l??)]gt aussch]lelﬁécsh im - i
dffentlichen StraBenraum, Eine Verlegung von ausreichend dimensionierten
Wasserversorgungsleitungen zur Entnahme von Loschwasser iiber Hydranten auf
privaten Grundstiicken findet nicht statt.
Sollte die v.g. Schlauchverlegelinge von 160 Metern dann iiberschritten werden,
muss der Vorhabentriger auf eigene Kosten eine gleichwertige
Léschwasserversorgung sicherstellen.

Sparkasse Mainz
Kontp 331 | BLZ 550 501 20

G:\amt37\Daten\04 - VB\37.04.01 Baulicher Brandschutz\37.041.02 Bebauungspline\F - 93v18-274 b-plan IBAN: DE5S 5505 0120 0000 0003 31
entwurf neues Wohnquartier Sertprinsring (F 93).docx Swift-Bic. MALADESIMNZ

Buslinien: 58|70


61neho
Textfeld
TöB 2





Stadt Mainz: Friihzeitige Unterrichtung der Behérden

Mit der Frithzeitigen Betetlipung gem. § 4 BauGB wird Ihnen zu dem betreffenden Planverfahren Gelegenheir zur
Stellungnahme im Rahmen Threr Belange gegeben. Zunichst sollte die Stellungnahme die Informationen zu vorlie-
genden Grundlagendaten, von lhnen beabsichtigte Planungen im konkreten Bereich und insbesondere Hinweise auf
Umfang und Detaillierungsgrad der erforderichen Umweltpriifung enthalten.

Die Beteiligung der Behérden als Anhdrverfahren gemiiBe § 4 Abs. 2 BauGB findet separat im weiteren Verlauf des

Verfahrens statr.

Bitte verzichten Sie — inshesondere bei der frithzeidgen Beteiligung der Behérden — auf Textbausteine mit allgemei-
nen Hinweisen ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu der erforderlichen Umweltpriifung. Thre Stellungnah-
me kann selbstverstindlich auch ghne dieses Formblatt auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitre orlentieren Sie sich auf

jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

T0B 3

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter:
Stadtplanungsamt Tel..
Zitadelle Bau A Fax:
Postfach 38 20 E-Mail:
55028 Mainz Aktz.:

Ralf Grah
06131/12-3043
06131/12-2671
ralf.groh@stadt. mainz.de

6126 Fi 93
61 20 02-A 58

Verfahren / Planung / Projekt:

Anderung Nr. 58 des Flachennutzungsplans vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanes

.Neues Wohnquartier Sertoriusring (F 93)"

Bebauungsplan ,Neues Wohnquartier Sertoriusring (F 93)°

Stadtverwaltung Mainz
61 - Stadtplanungsann

Frist: Eingang:

spatestens bis 30.10.2018

Erbrterungstermin:
Datum: Dienstag, 30.10.2018

Eingang: 31 Okt /2{]13

Antw, Daz, | 2 d )6, A

ﬁl

Uhrzeit; 14:00 Uhr Abt: | 0O 1 ,e—’ a 3
Ort: Zitadelle, Bau A, Schénbornsaal Sa Jol1 31a1s8]8T7]6 T8y
se: Jo[ (e (s 4 [sTeaTe s

Stellungnahme des Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers dffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Alail)

Landeshauptstadt Mainz, Dezernat fiir Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Gesundheit
Klaus Cartus; Tel.: 3613; Fax: 2219; E-Mail: klaus.cartus@stadt.mainz.de

O Keine Stellungnahme erfordetlich

Angzabe des Sachstands:

Partnerschaftliche Baulandbereitstellung:

Beabsichtigte eigene Planungen und Ma3nahmen, die den o. g. Plan beriihren kénnen mit

Da die derzeitige Nutzung des Plangebiets keine Wohnbebauung zulisst, muss per Bauleitplanung Baurecht
geschaffen werden. Daher ist der Stadiratsheschiluss zur partnerschaftlichen Baulandbereitstellung im Plan-
gebiet “"Neues Wohnquartier Sertotiusring (F 93)" umzusetzen und somit ein Anteil von 25% der im gesam-
ten Plangebict neu entstehenden Wohnungen durch die Inanspruchnahme von Neubauférdermitteln im je-
weils giiltigen Mietwohnungsprogramm des Landes Rheinland-Pfalz einer L\Iietpreis und Belegungsbindung

zuzufiihren.
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Landeshauptstadt
Mainz

TOB 5

Stadtverwaltung Mainz | Amt 67 | Postfach 3820 | 55028 Mainz Griin- und Umweltamt
Andrea Hartmann

. Postfach 3820
61- Stadtplanungsamt vorab ﬁttaﬂtmﬁrﬂvartung Mainz SgozaacMainz

81 - Stadtplanungsamt Haus A | Zimmer 49

Geschwister-Scholl-5tr. 4

Tel 061 31-124233

, Fax06131-12 2260

E{ngang- 05. NDVs 018 andrea harnmann@stadt.mainz.de
‘mainz.de

Aanoz[szf'A[_W\n. [ R

Abt. 0 1 3 4

Sa: 1011213 (d]s5(87 8
8R: |ej1i{2lalalsfaf7(8]9

ol

, 31.10.2018

Bebauungsplan-Entwurf ,,Neues Wohnquartier Sertoriusring (F 93)¥, Anderung Nr. 58 des
Flichennutzungsplanes '

hier: frithzeitige Unterrichtung der Behérden gem. § 4 Abs. 1 Bau
rungsgrad der Umweltpriifung (Thre AZ: 61 26 - Fi 93, 61 20 02 — A 58)

Aktenzeichen: 670516 F 93

» Umfang und Detaillie-

Sehr geehrte Damen und Herren,
zu den o.g. Bauleitplanverfahren teilen wir unseren Aufgabenbereich betreffend folgendes mit.

1. Immissionsschutz, Lirmschutz

Zum Vorhaben gibt es bereits einen Vorabzug eines Schalltechnischen Gutachtens (nur zut internen
Verwendung). Der Untersuchungsumfang ist abgestimmt. Das Schalltechnische Gutachten wird im
Vetfahren weiter mit dem Sachverstandigen-Biiro abgestimmt. Aufbauend auf dem Gutachten sind
schalltechnische Festsetzungen zu erarbeiten, um den Schallschutz im Stidtebau zu gewihtleisten.”

2. Landschaftspflege, Naturschutz und Artenschutz
Fiir das Bauleitplanverfahren sind folgende Gutachten erfordetlich:

1. Baumgutachten

— einschlieBlich der gesonderten Erfassung der Biume, die unter die Rechtsverordnung zum
Schutz des Baumbestandes fallen,

— Priifung inwieweit der vorhandene Gehélzbestand in die Planung integriert werden kann
2. Artenschutzgutachten
3. Umweltbericht gemal §§ 2 (4) und 2a BauGB in Verbindung mit § 1 (6) BauGB und Anlage 1
BauGB

Das im Rahmen des benachbarten Bebauungsplanes , Nahvetsorgung Sertoriusting (F 91) erstellte
Artenschutzgutachten mit Baumerfassung umfasst auch den Gelnungsbereich des ,,F 93%. Die Erfas-
sungsdaten sind jedoch schon 5 Jahre alt. Hinsichtlich der besonders und streng geschiitzten Arten
erfolgten keine Untersuchungen, sondern eine Potenzialabschitzung anhand der Habitatausstattung.

e deeean - P

WO TET

Sparkasse Mainz

Konto 331 | BLZ 550 501 2¢
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Die Daten kénnen als Grundlage fiir die zu erstellenden Gutachten herangezogen werden. Sie sind
jedoch zu tberpriifen und zu verifizieren.

Wit bitten den Umfang und die Inhalte der Gutachten im Vorfeld der Beauftragung mit dem Griin-
und Umweltamt abzustimmen.

Auf Grundlage der Ergebnisse der Gutachten sind Festsetzungen zu erarbeiten, die den Belangen des
Umweltschutzes und den in § 1 Abs. 6 Nr. 7 2} BauGB genannten Schutzgtitern Rechnung tragen, z.
Bsp. zur Begriinung der nicht iiberbaubaren Grundstiicksflichen, Dach-, Tiefgaragen und Fassaden-
begrinung, zum Erhalt und:zur Anpﬂanzung von Baumen, Striuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b) und zu Flichen und MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BNatSchG).

Wit haben darliber hinaus folgende Anregungen:

e Die vorhandenen Griinflichen und -verbindungen zwischen Geltungsbereich und Autobahn
und ostlich des Geltungsbereiches sind aufgrund ihrer 6kologischen Bedeutung und ihrer
Funktion zu Sicherung der Nahetholung zu erhalten. Die unmittelbar an den Geltungsbereich
angrenzenden Gehdlzbestinde dirfen daher durch das Vorhaben nicht beeintrichtigt und
qualitativ entwertet werden. Dies ist im Baumgutachten darzulegen.

e Aus freiraumnplanerischer und Skologischer Sicht sollte die von Westen kommende und im
»F 91% testgesetzte Anpflanzfliche mit Baumreihe entlang des Sertoriusringes auch im Gel-
tungsbereich des ,,F 93“ durch entsprechende Festsetzungen aufgegriffen und fortgefithrt
werden. Im weiteren Verfahren ist zu priifen inwieweit die beteits vorhandenen Gehdolz- und -
Griinstrukturen ethalten und dauerhaft gesichert und/ oder durch Neuanpflanzungen erginzt
wetden kénnen.

¢ Die vorhandene und prigende Stralenbaumreihe, die die Stellplitze entlang des Sertoriusrin-
ges gliedert, ist zu erhalten. Die erforderlichen Grundstiickszufahrten fiir den Individualver-
kehr, Feuerwehrzufahrten und fiir Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sind auf den Erhalt des
Bestandes abzustimmen. Vor diesem Hintergrund bitten wir zu priifen, ob die sidlich des
Geltungsbereiches angrenzenden Verkehrsflichen ggf. in den Geltungsbereich mit einzube-
ziehen sind, auch im Hinblick auf eine ggf. durch den Bebauungsplan ausgeloste erfordetli-
chen Neuordnung der vorhandenen Stellplatze mit Begriinung.

¢ Der Bebauungsplan liegt im Bereich der Kalkflugsandgebiete. Es handelt sich dabei um wert-
volle und seltene Boden. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass trotz Auffillungen Reste
von Kalkflugsanden anzutreffen sind. Sollte dies der Fall sein, sind diese getrennt zu sichern
und zu lagern und fiir BegriinungsmalBinahmen, z.B. Dachbegriinung und Bepflanzungen,
wiederzuverwenden.

3. Altasten und Bodenschutz, Radonvorsorge

Im Plangebiet sind keine Altlastenverdachtsflichen, Boden- oder Grundwasserverun.telmgungen be-
kannt. Die gesamte Fliche wurde allerdings im Zuge der ErschlieBung im Jahr 1974 flichenhaft mit
Erdaushub aufgefiillt, so dass Bodenverunreinigungen, die mit der Auffallung eingebracht wurden,
nicht ausgeschlossen werden kénnen. Wir empfehlen daher, z.B. im Rahmen der Baugrunduntersu-
chung, die Béden zu untersuchen.

Radon

Durch die Schaffung von Baurecht fiir Wohnbebauung wird eine gegeniiber der Vornutzung emp-
findlichere Nutzung méglich. Von Seitens des Landesamtes fiir Geologie und Bergbau wird regelma-
Big im Rahmen von Bebauungsplanverfahren eine Radonuntersuchung gefordert.
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Entsorgungshetrieb der Stadt Mainz | Postfach 3820 | 55028 Mainz Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Mainz

I: Schreiben an:
55120 Mainz

Zwerchallee 24

61 - Stadtplanungsamt M 7 . A :el %:131 -12 228 12
ax 06131-133801
Herr Axel Strobach [ Z. <. kan caiisn Dieter.dexheimer@stadt.mainz.de

3 Vi @ www.eb-mainz.de
R R
1 ‘- 33
Mainz, 16.10.2018

Bebauungsplan F 93 Neues Wohnquartier Sertorinsting

Sehr geehrter Herr Strobach,

aus Sicht des Entsorgungsbetriebes gibt es zu dem Bauvorhaben in diesem Entwickiungsstadum
keine Einwinde, da das Plangebiet inklusive der schon bestehenden Grundstiicke bereits an die
Abfallsammlung angeschlossen ist.

Fiir den Bebauungsplan selbst gelten die tblichen Bestimmungen wie RASt 06 Anlage von Stadt-
straBen und wie immer die Abfallsatzung der Stadt Mainz. Die duBere ErschlieBung erfolgt tiber
den Sertoriusring. -

Fiir die geplante Geschossbauweise werden Sammelgefille zum Einsatz kommen. Bei der Pla-
nung mochten wir darauf aufmerksam machen, dass die Standplitze ausreichend dimensioniert
sind und auch eine Fliche fir die gelbe Sacksammlung frei gehalten wird.

Fine Innere ErschlieBung des Wohngebietes wurde nicht erwihnt, so dass wir davon ausgehen
das die Entsorgung innerhalb der 15 Meter Marke am Sertoriusting stattfindet.

Die Anlage der Miilltonnenstandplitze wird iiber die Objektplanung, dem Standplatzgenehmi-
gungsverfahren geregelt. Da aktuell keine Miilltonnenstandplitze ausgewiesen sind, miissen wir
auf die offiziellen Standards verweisen.

Bei der Erweiterung des an die Abfallbeseitigung anzuschliefenden Gebietes ist fiir den Entsor-
gungsbetrieb immer von Bedeutung, dass die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von Abfall-
behiltnissen und der Ausgestaltung, sowie der Andienbarkeit der MiillgefaBstandplitze gemal3
der §§12 ff der Satzung tber die Vermeidung, Verwertung und sonstige Entsorgung von Abfillen
in der Stadt Mainz (Abfallsatzung) entsprechen.

Demnach sind u.a. die Standplitze an der anfahrbaren StraBenseite nicht mehr als 15 Meter von
der StraBe entfernt einzurichten. Die Anfahtt mit einem Dreiachser-Milllfahrzeug muss fahrtech-
nisch moglich sein (Durchfahrtmdglichkeit und Gewichtsbelastung), wobel wir diesbeziiglich auf
die Richtlinien fiir die Anlage von Stadtstrallen RASt 06 (der ehema]lgen EAE 85) hmwemen

T ST
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Einsammlung und Transport von Abfillen unter Beriicksichtigung Gesetzlicher Vorga-
ben, Die Nachfolgend genannten Anweisungen bediirfen besonderer Beachtung:

BG Verkehr Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft
Sicherheitstechnische Anforderungen an Stralen und Fahrwege fiir die Sammlung von Abfillen.

2.2 Mindestbreiten ohne Begegnungsverkehr

Fahrbahnen miissen als Anliegerstrafie oder ~Wege ohne Begegnungsverkehr bei geradem Stra-
Benvetlauf grundsitzlich eine Breite von mindestens 3,55 m aufweisen. Die Zahl ergibt sich aus
der nach StVZO zulissigen Fahrzeugbreite von 2,55 m und einem seitlichen Sicherheitsabstand
von je 0,5 m. Dieser Abstand wird sowohl in der Sicherheitstechnik als auch im Verkehrsrecht als
Mindestmall angesehen.

2.3 Mindestbreiten mit Begegnungsverkehr
Fahtbahnen miissen als Anlegerstrafie oder ~-Wege mit Begegnungsverkehr grundsitzlich eine
Breite von mindestens 4,75 m aufweisen.

GUV-V C27 Unfallverhiitungsvorschrift Miillbeseitigung

Insbesondere § 16 Miillbehalterstandplitze

Miill darf nur abgeholt werden wenn:
die Zufahrt zu Miillbehalterstandplitzen so angelegt ist, dass ein Riickwirtsfahren
nicht erforderlich ist. Neubaugebiete sind so zu planen, dass bei der Abfallsammlung
nicht riickwirts gefahren werden muss.

Zu § 16 Nr.1 Bei Sackgassen muss die Moglichkeit bestehen, am Ende der Strae zu wenden.
Weitere Informationen 7u den Anforderungen an Miilltonnenstandplitze entnehmen sie dem § 16

Privatstrafien
Sollte es sich bei dem Neubaugebiet um eine Privatstrale handeln bitten wir um Beachtung nach-
folgender Bedingungen.

Eine beschtinkte persénliche Dienstbarkeit nach § 1090 des Biirgerlichen Gesetzbuchs ist im
Grundbuch einzutragen und ein entsprechender Auszug ist uns vorzulegen.

Winterdienstliche Pflichten sind bei Privatstrallen von den Eigentiimermn durchzufiihren. Sollte
am Abfuhrtag der Streu- und Raumungspflicht nicht nachgekommen worden sein oder eine An-
fahtt wegen patkenden Fahrzeugen unmoglich sein, wird keine Entsorgung erfolgen. Dann
kommt nur eine kostenpflichtige Nachentsorgung in Betracht, die gesondert zu beauftragen ist.

Sollte eine Benutzung der Privatstrafe nicht moglich und / oder nicht eflaubt werden, miissen
alle GefaBe aller Hauser an der nichsten anfahrbaren 6ffentlichen Strale bereitgestellt werden.

Anmerkungen

Die MiillgefiBe miissen frei zuginglich sein, jedoch nicht im 6ffentlichen Verkehrsraum stehen.
Beziiglich einer Tiefgatage muss darauf geachtet werden, dass bei einer erforderlichen Uberque-
rung zur ErschlieBung der Gebaude durch Einsatzkrifte, Feuerwehr und Miillabfuhr fiir Schwer-

lastverkehr eine Traglast von 26,0 Tonnen gewahrleistet wird.

Sollte eine Durchfahrt des Wohnquartiers nicht méglich sein, muss fiir die Miillfahrzeuge eine
Wendevornchtung geschaffen werden. Sofern dies aus planerischen Griinden nicht gewiinscht
ist, sind die Miilltonnenstandplitze im Bereich der anfahrbaren StraBenseitigen Grundstiicks-
grenze zu errichten.



_3.
Bei Riickfragen stehen wir Thnen selbstverstindlich geme zur Verfigung.

Mit freundlichen Griilen
Im Auftrag

Dieter Dexheimer
I1. z.d.lIfd. Akten
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26, Okt. 2018 11:39 LGB Mainz 149 6131 G254 123 _ Nro 3485 S, 2

LANDESAMT FUR GEOLOGIE |
‘1 UND BERGBAU

' Die Kalksteinbsinke konnen von Verkarstung betroffen sein. In diesem grundsatzlichen

“Sinne kann eine Geféhrdung durch Gelandesenkungen und Erdfalle chne ortsbe-
zogene Untersuchungen nicht ganzlich ausgeschlossen werden. Die Mergel reagieren i
auf wechselnde Wassergehalte (z.B. bei Austrocknung) schrumpf— und quel[empf nd- .
I|ch

Auf Grund dieser Gegebenhelten empfehlen wir, elnen Baugrundgutachter Zu einer
objektbezogenen Baugrunduntersuchung einzubeziehen,

Von der Planung von Ver51ckerungsanlagen wird abgeraten.

Die emschlaglgen DIN—Normen wie z.B. DIN 1054 DIN 4020 und DIN EN 1997 Tund
2, smd zu beachten.

Bei allen Bodenarbeiten smd die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu be-
ricksichtigen. '

; mineralische Rohstoﬂ’e; .

Sofern es durch e\rtl..‘erforderliche laﬁdespﬂegen’sche Korripensationsrhaﬂnahrrien

auerhalb des. Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu keinerlei Uberschnei-

dungen mit den im Regionalen Raumordnungsplan ausgewiesenen Rohstoffsmhe-

rungsflachen kommt, bestehen aus der- Sicht der Rohstoffsmhemng gegen das ge-
. plante Vorhaben I(elne Einwande.

- Radonprognose:

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem erhohtes und lokal - Uber
einzelnen Gesteinshorizonten hohes Radonpotential ermittelt wurde.,

. Radonmessungen in der Bodenluft des Bauplatzes oder Baugebietes’ wérc_len ‘
dringend- empfohlen. Die Ergebnisse soliten Grundlage fur die Bauplaner und Bau-
herren sein, sich fur der Sltuatlon angepasste bauliche VorsorgemaBnahmen zu ent-
scheiden.

4
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Rheintand]Dflz

LANDESAMT FOR GEQLOGIE
UND BERGBAU

Wir bitten darum, uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese
in anonymisierter Form zur Fortschrelbung der Radonprognosekarte von Rhelnland»
Pfalz beitragen

Studien des L.GBs haben ergeben, dass fir Messungen im Gestein/Boden unbedingt
Langzeitmessungen (ca. 3 - 4 Wochen) not\}vendig sind. Kurzzeitmessungen sind
hierbei nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in-
kurzen Zeitraumen sehr stark schwankt, Dafiir sind insbesondere _Wittérungseinﬂﬂsse '
wie Luftdruck, Windstérke, Niederschldge oder Temperatur verantwortlich. Nur so
kénnen aussagefihige Messergebnisse erzielt werden. Es wir'd deshalb empfohlen,
"die Messungen in einer Baugebietsfliche an mehreren Stellen, mindestens 6/ha,
gleichzeitig durchzufthren. Die Anzahl kann aber in Abhéngigkeit von der geo-
logischen Situation, auoh héher sein. ' '

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingemeurb[]ro
ausgeflihrt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:

- Begehung der Fliche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kritefién'

- Radongerechte ca. 1 m tiefe Bohrungen zur PlatZIerung der Dosmeter dabei
bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes

- 'Fachgerechter Einbat und Bergen der Dosmé_te'r;

- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur -
Emmittiung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren j&hrlichen
Radonverfligbarkeit; '

- Kartierung der Ortsdosisleistung (Gamma);
- Interpretation der Daten und schriftiiches Gutachten mit Bauempfehlungen

Fragen zur Geclogie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchfuhrung der Radon-
messung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das LGB. Informationen zum ‘
Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen kénnen dem "Radon-

_ Handbuch" des Bundesamts fiir Strahlenschutz entnommen werden.

34
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(See attached file: 2018 10 26 Bestand FIN Sertoriusring MN_DWG.=zip) (See
attached file:

2018 10 26 Zeichnung FIN Sertoriusring Wohnbebauung mitMN-Bestand.pdf)
{See attached file:

MainzerNetze Leitungsbestand FI_Sertoriusring M200 A0.pdf)

Mit freundlichen Griken

Im Auftrag

(Embedded image moved tc file: picZ63592.gif)
Peter Zytur

(Embedded image moved toc file: picZ24294.gif)
Mainzer Netze GmbH

Technische Planung / Engineering

TFM 11 - Tiefbau / Koordinierung

Rheinallee 41
55118 Mainz

Tel: +49 (6131) 12-6714
Email: kcordinierung@mainzer-netze.de

Mainzer Netze GmbH

Sitz der Gesellschaft: Mainz

Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 41319

Geschaftsfihrung: Dipl.-Ing. Michael Worch, Dipl.-Ing. Mithun Basu MBA

http://www.mainzer-netze.de

Diese Mail und deren Anhdnge enthalten vertrauliche und / oder rechtlich
geschitzte Informationen.

Wenn sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail irrtimlich
ernalten haben, informieren sie

bitte sofort den Absender und vernichten sie diese E-Mail. Jegliche Art der
Verwendung, Vervielfdltigung

oder Weitergabe ist nicht gestattet.

Bitte denken sie an die Umwelt, bevor sie diese E-Mail ausdrucken!
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